
Nach dem Ende des Kalten Kriegs schien 

für einen kurzen Moment das goldene 

 Zeitalter der Demokratie anzubrechen. 

Heute mehren sich jedoch in den west-

lichen Demokratien die Fragen, ob die 

 Demokratie nicht in eine grundlegende 

Krise geraten ist und wir uns auf dem Weg 

in ein postdemokratisches Zeitalter be-

fi nden.

In der Postdemokratie sind die Institu-

tionen der parlamentarischen Demokratie 

formal gesehen zwar vollkommen intakt, 

Wahlen werden durchgeführt und Regie-

rungen wechseln. Aber im Inneren wird 

der demokratische Prozess zusehends aus-

gehöhlt: Der Einfl uss der privilegierten 

Eliten steigt, während schwächere sozio-

ökonomische Gruppen abgekoppelt wer-

den. Politik orientiert sich zunehmend an 

den Interessen der globalen Wirtschafts-

elite. Sozialabbau und Privatisierung wer-

den vorangetrieben. Parteien transformie-

ren sich in Apparate zum Stimmenfang. 

Mediale Inszenierung ist wichtiger als 

 Inhalt, charismatische Persönlichkeiten 

ersetzen Programmatik. 

Politikverdrossenheit, Vertrauensverlust, 

sinkende Wahlbeteiligung und nachlas-

sende Bereitschaft zum politischen Enga-

gement sind Indikatoren für die innere 

Auszehrung der Demokratie. Wie ist es um 

die Demokratie in Deutschland bestellt? 

Sind wir auf dem Weg in die Postdemo-

kratie?  
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Mit dem Zusammenbruch des Ostblocks und des 

Kommunismus schien vor kurzem noch der 

 Siegeszug der Demokratie unaufhaltsam; manch 

einer sprach gar vom Ende der Geschichte. Heute, 

gut zwanzig Jahre und eine gravierende Finanz- 

und Wirtschaftskrise später, stellt sich jedoch in 

den westlichen Demokratien die Frage, ob die 

 Demokratie nicht in eine grundlegende Krise 

 geraten ist und ob wir uns auf dem Weg in ein 

postdemokratisches Zeitalter befi nden. Dieses 

zeichnet sich dadurch aus, dass die Institutionen 

der parlamentarischen Demokratie – formal gese-

hen – zwar vollkommen intakt sind, also Wahlen 

durchgeführt werden und Regierungen wechseln, 

dass sich aber im Inneren der demokratische Pro-

zess zusehends aushöhlt. 

Deutlich wird dieses an der Reaktion auf die Wirt-

schaftskrise der vergangenen Jahre. Sie ist nur 

durch massive Staatsintervention bewältigt wor-

den. Dieser Umstand hätte eigentlich zu einer 

Revitalisierung der Demokratie führen müssen. 

Dies ist nicht geschehen – warum nicht? Meine 

Vermutung ist, dass diese Krise nur als eine Krise 

des Systems – sprich des öffentlichen Geldes und 

der öffentlichen Dienste – wahrgenommen wird 

und nicht als eine Krise der dahinterstehenden 

Ideologie. Für eine öffentliche und wahrnehmbare 

Kritik an dieser Ideologie existieren bisher keine 

Instrumente. 

Die Entwicklung hin zu einem solchen postdemo-

kratischen Zustand hat meiner Auffassung nach 

im Wesentlichen drei Ursachen:

(1)  Für einige sozialen Schichten (insbesondere 

die schwächeren) wird es immer schwieriger, 

ihre Interessen autonom zu defi nieren und 

politisch zu vertreten. 

(2)  Die globalisierten Konzerne bekommen ein 

immer größeres politisches Gewicht.

(3)  Die politische Klasse geht ein immer engeres 

Bündnis mit den Wirtschaftseliten ein. 

Mir scheint insbesondere der zweite Aspekt wich-

tig – die zunehmende politische Macht der global 

operierenden Konzerne und Firmen. Meiner Auf-

fassung nach ist die mittlerweile bestehende enge 

Verbindung zwischen politischen und wirtschaft-

lichen Eliten weder markt- noch demokratiekon-

form. Regierungen und auch die nach der Regie-

rungsverantwortung strebenden Parteien sind 

jedoch von großen Konzernen aus zwei Gründen 

abhängig:

Zunächst haben Parteien generell ein großes In-

teresse daran, dass große Unternehmen in ihren 

Ländern investieren. Darüber hinaus werden Par-

teien in vielen Ländern von Konzernen und Un-

ternehmen fi nanziert. Das ist in einem Land wie 

Deutschland nicht so relevant, da die Parteien 

staatlich fi nanziert werden, in vielen anderen Län-

dern jedoch müssen die Parteien ihre fi nanziellen 

Colin Crouch
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Ressourcen privat akquirieren. Diese Abhängig-

keiten stellen ein Problem sowohl für die Demo-

kratie als auch für eine echte Marktwirtschaft dar.

Es ist deshalb erforderlich, dass es zu einer poli-

tischen Regulierung global operierender Konzerne 

kommt. Wie können jedoch Regierungen und Par-

teien, die in der beschriebenen Abhängigkeit ste-

hen, in erforderlicher Strenge gegenüber diesen 

mächtigen Unternehmen und Konzernen wirken? 

und vor allem global und transnational agieren. 

Dies ist ihr wesentlicher Vorteil gegenüber den 

Parteien. 

Die zunehmenden Aktivitäten zivilgesellschaft-

licher Gruppen sind grundsätzlich sehr zu begrü-

ßen, doch gilt es zu bedenken, dass diese nur über 

eine geringe demokratische Legitimität verfügen. 

Von daher spielt auch in einer postdemokrati-

schen Phase der Staat als Gegenmacht der Kon-

zerne eine unerlässliche Rolle. Dieser Punkt ist 

wesentlich, denn er weist auf die wichtige Rolle 

der Parteien hin – als Gegenmacht der Konzerne, 

aber auch als gesellschaftlich legitimierte Insti-

tutionen, die die unterschiedlichen Gruppen der 

Gesellschaft und ihre Interessen – seien es zivil-

gesellschaftliche Gruppen oder Großkonzerne – 

zusammenbringen können. Deshalb ist es wich-

tig, dass die Parteien sich als Vertreter der Zivil-

gesellschaft und der unterschiedlichen sozialen 

Schichten verstehen. Sie müssen ständig den 

Kontakt suchen und sich den veränderten gesell-

schaftlichen und sozialen Rahmenbedingungen 

anpassen.

Was bedeutet das konkret für die Sozialdemokra-

tie? Die sozialdemokratischen Parteien wurden in 

der Vergangenheit im Wesentlichen von der Ar-

beiterklasse der Industriegesellschaft getragen. 

Durch den Rückgang der klassischen Arbeiterklasse 

sind sie nun vor die Aufgabe gestellt, neue soziale 

Schichten zu fi nden, deren Anliegen zu verstehen 

und zu artikulieren sowie die politischen Äuße-

rungen dieser neuer Schichten in der postindus-

triellen Gesellschaft zu formieren. Dies ist nicht 

einfach und birgt die Gefahr, dass eine Partei ihre 

Eigenart und ihren Gründungsmythos verliert 

bzw. diesen zumindest verändern muss. Meiner 

Ansicht nach ist dies allerdings unabdingbar, denn 

nur wenn es gelingt, alte und neue Schichten 

zu vereinen, haben die Parteien reelle Zukunfts-

chancen. 

 

Es ist eine der Demokratie inhärente Problematik, 

dass jegliches gesellschaftliches oder wirtschaft-

liches Problem als ein Problem der Politik defi niert 

sein muss, damit sich die Politik damit auseinan-

dersetzen kann. Dies wird dann besonders brisant, 

wenn – wie in dem beschriebenen Fall – viele Kon-

zerne schon längst eine quasiöffentliche Rolle 

spielen. Sie nehmen auf der einen Seite massiven 

Einfl uss und kontrollieren teilweise die politische 

und gesellschaftliche Tagesordnung, entziehen 

sich jedoch andererseits jeglicher Verantwortung 

und stellen sich nicht als Gegenstand politischer 

Kritik zur Verfügung.

Den Parteien fällt diese Kritik – aus oben ausge-

führten Gründen – sehr schwer. Die Rolle des Kri-

tikers und Beobachters der Konzerne übernehmen 

stattdessen kleine zivilgesellschaftliche Gruppen. 

Heute gibt es für fast jede große Firma Gruppen, 

die sie beobachten und die ihre Geschäftspolitik 

öffentlich machen. Sie können einfacher, direkter 
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Deutschland sehe ich nicht auf dem Weg in die 

Postdemokratie. Allerdings müssen wir gewisse 

Entwicklungen und Tendenzen sehr genau im 

Auge behalten. Ausgelöst durch die Finanz- und 

Wirtschaftskrise hat in Deutschland auf verschie-

denen Ebenen eine Zäsur stattgefunden. Vor der 

Krise gab es einen neoliberalen Mainstream, der 

sich in den Medien, der Wissenschaft und in der 

Politik deutlich niedergeschlagen hatte. Im Zu-

sammenhang mit der Krise und ihren weitrei-

chenden Folgen entsteht nun eine interessante 

Diskussion über die Aufgaben des Staates und der 

Politik. 

Es ist wichtig, diese Diskussion auch vor dem Hin-

tergrund der europäischen Perspektive zu führen, 

denn die Finanzkrise, aber auch die Krise in der 

Realwirtschaft, war und ist mit nationalstaatlichen 

Antworten nicht mehr zu lösen. Und auch Fragen 

des Umweltschutzes, der demografi schen Entwick-

lung, sozialer Standards etc. darf man nicht nur 

nationalstaatlich, sondern muss man vor allem 

auch auf internationaler Ebene begegnen. 

Diese Krise hat allerdings gezeigt, dass die Euro-

päische Union institutionell nicht in der Lage ist, 

mit diesen grundlegenden Fragen umzugehen. Es 

gibt meiner Auffassung nach ein deutliches De-

mokratiedefi zit, denn die wesentlichen Entschei-

dungen werden im Rat und nicht im Parlament 

getroffen. Die politische Integration ist auf euro-

päischer Ebene noch nicht so weit gediehen, dass 

Instrumente existieren, die in einem internatio-

nalen Kontext greifen würden. 

Das ist anders als bei großen Unternehmen, die 

international agieren und dementsprechend or-

ganisiert sind. Dieser Umstand schafft so lange 

ein Ungleichgewicht zwischen Wirtschaft und 

Politik, wie es auf europäischer Ebene keine ein-

heitlichen Standards in bestimmten Bereichen 

gibt. Das beginnt bei Steuerfragen und setzt sich 

fort über Sozial- bis hin zu Umweltstandards. 

Der Weg dorthin führt über eine vertiefte und 

schnellere politische Integration auf europäischer 

Ebene. 

Unternehmen, aber auch andere Institutionen 

und gesellschaftliche Organisationen versuchen, 

Entscheidungen in ihrem Sinn zu beeinfl ussen 

und auf die Politik Einfl uss zu nehmen. Das ist 

per se nichts Verwerfl iches – jedes Unternehmen, 

jede Organisation, jeder Verband, jeder Teilbereich 

unserer Gesellschaft hat das Recht, seine Interes-

sen auch in einer gesetzgebenden Körperschaft 

vorzutragen. Das ist sinnvoll, denn nur so können 

die verschiedenen Sichtweisen und Interessen 

überhaupt miteinander in Kontakt treten. Die 

Frage, die für mich in diesem Kontext wesentlich 

ist, ist, wie diese Interessenvertretung geschieht. 

Es ist die Aufgabe der Politik, dafür zu sorgen, dass 

diese Prozesse transparent und nachvollziehbar 

sind.

Heiko Maas
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Das repräsentative System, das wir hier in Deutsch-

land haben, vermag diese Verbindung zwischen 

Staat und Bevölkerung herzustellen. Die Parteien 

haben die Aufgabe, mit diesen Anfragen umzuge-

hen, sie auszuwerten, zu kanalisieren, Lösungen 

anzubieten, die auf einer für die Partei spezifi schen 

Werteorientierung basieren. 

Dabei geht es im Wesentlichen um folgende Fra-

gen: Wie sieht eine Gesellschaft in Zukunft aus? 

Wer hat welche Verantwortung? Wie organisiere 

ich eine nachhaltig funktionierende Gesellschaft? 

Geht es um das Gemeinwohl oder geht es aus-

schließlich um Partikularinteressen? 

Damit Parteien ihre Rolle und ihre Aufgaben gut 

erfüllen können, müssen sie über gute Drähte in 

die gesamte Gesellschaft verfügen. Die SPD defi -

niert sich organisatorisch als eine Mitgliederpartei, 

die ihre organisatorische und programmatische 

Stärke daraus bezieht, dass sie in der Bevölkerung 

verankert ist. Das ist zunächst ein durchaus ver-

nünftiger theoretischer Ansatz, der bedauerlicher-

weise in der Praxis so nicht immer zum Tragen 

gekommen ist. Aktuell befi ndet sich die SPD wie-

der auf einem guten Weg. „Beteiligung“ wird wie-

der großgeschrieben. Das ist gut für die Partei SPD 

und das ist insbesondere gut für die Politik, die 

wir machen.

Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat eine Untersuchung 

über die Wählermilieus der SPD gemacht. Dabei 

ist festgestellt worden, dass die SPD in allen so-

zialen Milieus vertreten ist – im Gegensatz zu 

den anderen Parteien. Jedoch ist die allgemeine 

Bereitschaft in der Bevölkerung, Organisationen 

beizutreten, in der Vergangenheit eher zurückge-

gangen. Insofern müssen wir uns als Partei die 

Frage stellen: Können wir das System der Mit-

gliederpartei auf Dauer halten? Eine Partei, die in 

der Bevölkerung verankert sein will, muss das 

Prinzip der Mitgliederpartei um ein Prinzip er-

gänzen, das ich als Netzwerkpartei bezeichne. In 

einem solchen Parteimodell sollen sowohl Ein-

zelpersonen als auch Organisationen ein deut-

liches Mehr an Mitbestimmungsrechten haben, 

um den Kontakt in die Bevölkerung zu halten.

In unserem aktuellen Prozess der Parteireform 

diskutieren wir solche und andere Fragen, um uns 

als Partei auf die neuen gesellschaftlichen Ent-

wicklungen und die veränderten Bedürfnisse der 

Menschen einzustellen.





Bisher erschienen:

Nr.   1 Globale Demokratisierung und 
  die Rolle Europas

Nr.   2 Religion und Politik 

Nr. 3 Die Zukunft des Sozialstaats

Nr.  4 Ländervergleich von Modellen 
  Sozialer Demokratie

Nr.  5 Gerechtigkeit in der kulturell 
  pluralistischen Gesellschaft

Nr. 6 Weltethos und Weltfriede

Nr. 7 Lokaljournalismus und 
  Kommunalpolitik

Nr. 8 Braucht Deutschland Religion?

Nr. 9 Das neue Grundsatzprogramm

Nr. 10 Fundamentalismus

Nr. 11 Vollbeschäftigung und Gloablisierung  
  –  ein Widerspruch?

Nr. 12 Werte und Verantwortung von Eliten 
  in Wirtschaft, Wissenschaft und Politik

Nr. 13 Vorsorgender Sozialstaat

Nr. 14 Öffentliche Güter – was ist des Staates?

Nr. 15 Parteiprogramm und politisches 
  Handeln

Nr. 16 Klimapolitik: Die Sicherheitspolitik des
  21. Jahrhunderts?

Nr. 17 Gerechtigkeit – Gesellschaftliche   
  Ausgrenzung – Armutspolitik?

Nr. 18 Die Zukunft der Mitgliederpartei in   
  Europa  

Nr. 19 Islamismus in Deutschland  

Nr. 20 Religion und säkularer Staat

Nr. 21 Antisemitismus – Forschung und   
  aktuelle Entwicklungen

Nr. 22 Bildung und Gerechtigkeit

Nr. 23 Jung, politisch, sucht – 
  Das Hamburger Programm 
  der SPD?

Nr. 24 Religiöse und demokratische Werte im 
  Spannungsfeld internationaler Politik

Nr. 25 „Im Schatten des Minaretts“
  Moscheebaukonfl ikte in Deutschland

Nr. 26 Die neue Klassengesellschaft?

Nr. 27 „Islamischer Antisemitismus“ 
  und „Islamophobie“

Nr. 28 Bildungspolitischer Handlungsbedarf 
  durch die Europäisierung der 
  Berufsbildung

Nr. 29  Gute Arbeit – Perspektiven für das
  21. Jahrhundert

Nr. 30  Migration – Religion – Integration 

Nr. 31  Kapitalismus 2.0: Irgendwie anders – 
  irgendwie besser

Nr. 32   Was ist gerechte Politik?

Nr. 33  Populismus.
  Eine Herausforderung für die Demokratie

Nr. 34  Determinanten von Radikalisierung
  in muslimischen Milieus aus 
  deutsch-britischer Perspektive

Nr. 35  Respekt und Zumutung
  Religion, Homosexualität und das   
  Zusammenleben in der pluralen 
  Gesellschaft

Nr. 36  Demokratie (be)leben!
  Mehr junges, gesellschaftspolitisches   
  Engagement ist möglich

Nr. 37  Wie weiter SPD?

Nr. 38  Religiöser Pluralismus und Toleranz

Nr. 39  Reformbaustelle Volkspartei
  Berufspolitiker- oder Mitgliederpartei?

d

Die deutschen Volksparteien befi nden sich 

in einer tiefen Krise. Seit den siebziger 

 Jahren verlieren sie stetig an Mitgliedern. 

Ihre öffentliche Akzeptanz und das Ver-

trauen in sie schwinden, die Nachwuchs-

rekrutierung sinkt und ihr Mobilisierungs-

grad fällt. Vor dem Hintergrund dieser 

Entwicklungen wird eine intensive Debat-

te über die Zukunft der Mitglieder- und 

Volkspartei geführt. Ist sie überhaupt noch 

ein Modell, an dem sich Parteireformpro-

zesse orientieren sollten, oder geht der 

Trend nicht vielmehr in Richtung einer 

Berufspolitikerpartei? 

Die SPD diskutiert zurzeit mögliche Inhalte 

und Formen einer Parteireform. Leitbild 

ihres Veränderungsprozesses ist die Wei-

terentwicklung der Mitgliederpartei – mit 

veränderten und erweiterten Partizipa-

tionsmöglichkeiten der Einzelnen und 

einer stärkeren Öffnung zur Gesellschaft. 

Doch kann eine solche Reform überhaupt 

gelingen? Wenn ja, wie? Und besteht eine 

realistische Chance, das Ideal der mitglie-

derstarken Volkspartei zu revitalisieren 

und hierdurch auch dem fortschreitenden 

Vertrauensverlust in Parteien und Politik 

entgegenzuwirken?
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